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Antrag des Freistaates Bayern und des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Verbraucherschutzes bei 
unerlaubter Telefonwerbung 
 
BR-Drs. 557/10 
 
 
 
Zu Artikel 2 (§ 14 Nummer 3 RDG, § 15a -neu- RDG) 

 

Artikel 2 ist wie folgt zu fassen: 

 
 

' Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen 

 

Das Gesetz über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen vom 12. Dezember 

2007 (BGBl. I S. 2840), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 

2010 (BGBl. I S. 2248) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe zu § 15 die Angabe 

 "Teil 3a. Inkassodienstleistungen bei Fernabsatzverträgen 

§ 15a  Unterrichtung des Verbrauchers bei der Einziehung von Forderungen aus 

Fernabsatzverträgen" 

eingefügt. 

 

2. In § 14 Nummer 3 Halbsatz 2 werden nach dem Wort "beharrlich" die Wörter 

"Unterrichtungspflichten nach § 15a oder" eingefügt. 
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3. Nach § 15 wird folgender Teil 3a eingefügt: 

 
 

" Teil 3a. Inkassodienstleistungen bei Fernabsatzverträgen 

 

§ 15a 

Unterrichtung des Verbrauchers bei der Einziehung 

von Forderungen aus Fernabsatzverträgen 

 

Wer bei der Erbringung von Inkassodienstleistungen eine Forderung aus einem 

Fernabsatzvertrag (§ 312b des Bürgerlichen Gesetzbuches) gegenüber einem 

Verbraucher geltend macht, hat den Verbraucher, der dem Bestand der Forde-

rung widersprochen hat, bei einer folgenden Zahlungsaufforderung nach Maß-

gabe des Satzes 2 zu unterrichten. Die Unterrichtung des Verbrauchers muss 

folgende Angaben enthalten: 

 

1. die Identität und ladungsfähige Anschrift des Unternehmers, mit dem der 

behauptete Vertrag geschlossen wurde, 

2. eine Erklärung, ob der Verbraucher seine Willenserklärung zum Vertrags-

schluss am Telefon (fernmündlich), im elektronischen Geschäftsverkehr (on-

line), in Textform (E-Mail, Telefax), schriftlich oder in einer sonstigen, näher 

zu bezeichnenden Form abgegeben hat, 

3. im Falle der am Telefon (fernmündlich) abgegebenen Willenserklärung eine 

Erklärung, ob der Unternehmer das Telefongespräch veranlasst hat, 

4. falls Nummer 3 bejaht wird, eine Erklärung, ob, wann und zu wessen Guns-

ten der Verbraucher in den Anruf eingewilligt hat oder ob, wann und in wel-

cher Form der Verbraucher seine Willenserklärung gemäß § 312b1 Absatz 1 

Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs1 bestätigt hat und  

5. eine Erklärung, ob der Verbraucher die Willenserklärung zum Vertrags-

schluss widerrufen hat. 

                                            
1 Bei Nichtannahme des Antrags zu Artikel 1 muss die Angabe lauten "§ 7 Absatz 4 des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb". 
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Die vorstehenden Angaben sind dem Verbraucher gemeinsam mit der Zah-

lungsaufforderung in der für die Zahlungsaufforderung gewählten Form mitzutei-

len." ' 

 

 

Folgeänderungen: 

 

a) Der bisherige Artikel 2 wird Artikel 3. 

 

b) Dem Vorblatt, Abschnitt "B. Lösung" ist folgender Absatz anzufügen: 

 

"Des Weiteren sollen durch Änderungen des Rechtsdienstleistungsgesetzes 

(RDG) rechtsmissbräuchliche Inkassodienstleistungen im Zusammenhang mit 

Forderungen aus Fernabsatzverträgen erschwert werden. Inkassodienstleistun-

gen erfüllen eine wichtige Funktion in der zunehmend arbeitsteilig organisierten 

Wirtschaft. Sie spielen allerdings auch eine tragende Rolle bei unseriösen Ge-

schäftsmodellen im Fernabsatz, bei denen Verbraucherinnen und Verbrauchern 

beispielsweise im Zusammenhang mit unzulässigen Werbeanrufen Verträge un-

tergeschoben werden oder bei denen Verbraucher durch entsprechende Gestal-

tung von Internetseiten zu ungewollten Bestellungen kostenpflichtiger Angebote 

veranlasst werden." 

 

c) Der allgemeinen Begründung ist folgender Abschnitt anzufügen: 

 

"III. Änderungen des Gesetzes über außergerichtliche Rechtsdienstleistun-

gen2 

 

Um unseriöse, zum Schaden einer großen Zahl von Verbrauchern betriebene 

Geschäftsmodelle wirksam eindämmen zu können, bedarf es neben einer Ver-

besserung materieller Verbraucherrechte und eines konsequenten Vorgehens 

auf Grundlage der Vorschriften des UWG auch einer Stärkung der Anforderun-

gen für Inkassodienstleistungen im Zusammenhang mit Forderungen aus Fern-

                                            
2 Überschrift nur bei Annahme von Antrag 1. 
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absatzverträgen. Die in dem neuen § 15a RDG-E vorgesehenen Informations-

pflichten sollen sicherstellen, dass der Schuldner die notwendigen Angaben zu 

wesentlichen Umständen des Vertragsschlusses erhält, aus denen er Schlüsse 

zur Berechtigung der geltend gemachten Forderung ziehen kann. Zugleich wer-

den die Unternehmen durch diese Pflichten dazu angehalten, die formalen An-

forderungen an einen wirksamen Vertragsschluss im Fernabsatz, insbesondere 

das Vorliegen einer gegebenenfalls notwendigen Einwilligung oder Bestätigung 

bei telefonischen Bestellungen auf Veranlassung des Unternehmers, vor einer 

Inkassobeauftragung zu prüfen. Kommen sie diesen Verpflichtungen in beharrli-

cher Weise nicht nach, eröffnet die vorgesehene Ergänzung des § 14 Nummer 

3 als äußerste Sanktionsmöglichkeit den Widerruf der Registrierung. 

 

Die mit Artikel 2 eingeführten Informationspflichten gelten nur, wenn der 

Verbraucher der Zahlungsaufforderung widersprochen hat. Die Auferlegung von 

Informationspflichten berührt die durch Artikel 12 Absatz 1 GG garantierte Be-

rufsfreiheit. Die beschränkenden Regelungen tangieren lediglich die Berufsaus-

übung, sie sind im Interesse des Gemeinwohls zulässig. Auch der Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit ist gewahrt. Die Regelungen sind geeignet und erforderlich, 

um bestimmten unseriösen Geschäftspraktiken effektiv entgegenzuwirken. Sie 

sind auch zumutbar. Denn die vorgesehenen Bestimmungen konkretisieren le-

diglich bestehende Verhaltensanforderungen, da sorgfältig und redlich handeln-

de Inkassodienstleister die vom Schuldner erhobenen Einwendungen ohnehin 

zu prüfen und in der folgenden Zahlungsaufforderung auf diese einzugehen ha-

ben. Diese Anforderungen werden von seriösen Unternehmen schon heute be-

folgt. Eine materielle Erschwerung seriöser Berufsausübung ist daher mit den 

vorgeschlagenen Regelungen nicht verbunden. Auf der anderen Seite sind die 

erheblichen Schäden zu berücksichtigen, die Verbraucherinnen und Verbrau-

chern in Deutschland durch unseriöse Unternehmen und ihre Unterstützung 

durch unseriöse Inkassodienstleister entstehen und die ohne wirkungsvolle ge-

setzgeberische Maßnahmen nicht verhindert werden können. Durch die Be-

schränkung auf den Fernabsatz als ein Marktsegment mit hohem Missbrauchs-

potential wird die Reichweite grundrechtsrelevanter Maßnahmen auf das unver-

zichtbare Mindestmaß beschränkt." 
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d) Die Einzelbegründung zu Artikel 2 ist wie folgt zu fassen: 

 

"Zu Artikel 2 (Änderung des Rechtsdienstleistungsgesetzes) 

 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Einfügung einer neuen Bestimmung zu Inkassodienstleistungen bei Fernab-

satzverträgen macht eine Anpassung der Inhaltsübersicht erforderlich. 

 

Zu Nummer 2 (§ 14 Nummer 3 Halbsatz 2) 

Um die Erfüllung der Informationspflichten nach § 15a RDG-E sicherzustellen, 

kann die zuständige Behörde einem Inkassounternehmen gemäß § 10 Absatz 3 

RDG geeignete Auflagen erteilen (etwa Dokumentationspflichten). 

 

Unbeschadet dessen bedarf die praktische Durchsetzung der in § 15a RDG-E 

vorgesehenen Informationspflichten einer wirksamen Sanktion. Daher eröffnet 

§ 14 Nummer 3 der zuständigen Behörde die Möglichkeit, bei beharrlichen Ver-

stößen gegen § 15a RDG-E die Registrierung des betreffenden Inkassounter-

nehmens zu widerrufen. Die Regelung stellt zugleich klar, dass der beharrliche 

Verstoß gegen § 15a RDG-E einen Regelfall dauerhaft unqualifizierter Rechts-

dienstleistung im Sinne der § 1 Absatz 1, § 14 Nummer 3 RDG darstellt. 

 

Zu Nummer 3 (§ 15a -neu-) 

§ 15a RDG-E führt Informationspflichten des Inkassodienstleisters gegenüber 

dem Schuldner ein.  

 

Zu Satz 1 

Nach Satz 1 gelten die Informationspflichten, wenn der Verbraucher der geltend 

gemachten Forderung widersprochen hat. In diesem Fall entspricht es bereits 

der Praxis eines sorgfältig und redlich handelnden Inkassodienstleisters, die 

vom Schuldner erhobenen Einwendungen zu prüfen und in der folgenden Zah-

lungsaufforderung auf diese einzugehen. Um Umgehungsmöglichkeiten durch 

eine Übertragung des Inkassos auf mehrere Inkassodienstleister, die auf unter-
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schiedlichen Eskalationsstufen vorgehen, zu verhindern, ist es für die Informati-

onspflicht ausreichend, wenn der Verbraucher einmal der geltend gemachten 

Forderung widersprochen hat. Der Widerspruch muss damit nicht zwingend ge-

genüber dem zur Zahlung auffordernden Inkassodienstleister erklärt worden 

sein. Die Informationen müssen, wie Satz 3 klarstellt, nicht automatisch, sondern 

nur dann erteilt werden, wenn das Inkasso weiter betrieben wird und eine Zah-

lungsaufforderung an den Verbraucher ergeht. 

 

Zu Satz 2  

Die in Satz 1 eingeführten und in Satz 2 näher konkretisierten Informationspflich-

ten sollen sicherstellen, dass der Schuldner die notwendigen Angaben zu we-

sentlichen Umständen des Vertragsschlusses erhält, aus denen er Schlüsse zur 

Berechtigung der geltend gemachten Forderung ziehen kann. Zugleich werden 

die Unternehmen mittelbar verpflichtet, die formalen Anforderungen an einen 

wirksamen Vertragsschluss im Fernabsatz, insbesondere das Vorliegen einer 

gegebenenfalls notwendigen Einwilligung oder Bestätigung bei telefonischen 

Bestellungen auf Veranlassung des Unternehmers, vor einer Inkassobeauftra-

gung zu prüfen. Die in Satz 2 geforderten Angaben stehen damit in engem Zu-

sammenhang mit der durch die Bestätigungslösung eingeführten Wirksamkeits-

voraussetzungen für telefonische Bestellungen. Die Inkassodienstleister ihrer-

seits müssen sicherstellen, dass sie von ihrem Auftraggeber die notwendigen In-

formationen erhalten, um diese an den Schuldner weitergeben zu können. 

 

Die Angaben werden de lege ferenda zu erweitern sein, wenn weitere Anforde-

rungen zur Wirksamkeit von Willenserklärungen im Fernabsatz wie beispielswei-

se durch die sogenannten "Button-Lösung" für den elektronischen Geschäfts-

verkehr geschaffen werden. 

 

Zu Satz 3 

Satz 3 stellt klar, dass die nach Satz 2 erforderlichen Informationen nur gemein-

sam mit der Zahlungsaufforderung zu erteilen sind. Wird das Inkasso aufgrund 

der Einwendungen des Verbrauchers nicht fortgesetzt, ist eine Information ent-

behrlich. 
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e) Die Einzelbegründung zum bisherigen Artikel 2 ist wie folgt zu fassen: 

 

"Zu Artikel 3 

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten." 

 

 

Begründung (nur für das Plenum): 
 
Inkassodienstleistungen erfüllen eine wichtige Funktion in der zunehmend arbeits-
teilig organisierten Wirtschaft. Sie spielen allerdings auch eine tragende Rolle bei 
unseriösen Geschäftsmodellen im Fernabsatz, bei denen Verbraucherinnen und 
Verbrauchern beispielsweise im Zusammenhang mit unzulässigen Werbeanrufen 
Verträge untergeschoben werden oder bei denen Verbraucher durch entsprechen-
de Gestaltung von Internetseiten zu ungewollten Bestellungen kostenpflichtiger An-
gebote veranlasst werden.  
 
Die bestehenden Regelungen des Rechtsdienstleistungsgesetzes, die im Wesentli-
chen auf die Gewährleistung der für die Erbringung von Rechtsdienstleistungen er-
forderliche Sachkunde und Zuverlässigkeit ausgerichtet sind, haben sich als unzu-
reichend für die Begründung berufsrechtlicher Sanktionen erwiesen. Daher sollen 
Inkassodienstleistern durch Änderungen des Rechtsdienstleistungsgesetzes Infor-
mationspflichten gegenüber den Schuldnern auferlegt werden, die eine Beachtung 
wesentlicher Anforderungen an die Wirksamkeit von Fernabsatzverträgen sicher-
stellen. Kommt die mit dem Inkasso beauftragte Person oder Stelle den Informati-
onspflichten beharrlich nicht nach, kann dies Anlass zu berufsrechtlichen Sanktio-
nen geben. 


